
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Gewerbesteuer: Aktuelles zur Hinzu-
rechnung bei Veranstaltungsbetrieben

Für Zwecke der Gewerbesteuer wird der 
Gewinn aus Gewerbebetrieb durch Hin-
zurechnungen und Kürzungen modifiziert. 
Hinzuzurechnen sind unter anderem im 
bestimmten Umfang Miet- und Pachtzin-
sen, die zuvor als Betriebsausgaben abge-
zogen wurden. Im Jahre 2022 hat der Bun-
desfinanzhof entschieden, dass Entgelte 
für Messestandflächen, die ein Unterneh-
men zu Ausstellungszwecken anmietet, nur 
dann der gewerbesteuerlichen Hinzurech-
nung unterliegen, wenn die Messestand-
fläche bei unterstelltem Eigentum des 
ausstellenden Unternehmens zu dessen 
Anlagevermögen gehören würde (BFH-Be-
schluss vom 23.3.2022, III R 14/21). 

Aktuell hat sich der BFH mit der ge-
werbesteuerlichen Hinzurechnung bei 
einem Unternehmen befasst, das als  
Messe-, Ausstellungs- und Kongressver-
anstalter tätig war. Sein Urteil lautet:  
Mietet eine GmbH, die für ihre Kunden 
Events und Produktionen organisiert, hier-
für bewegliche Wirtschaftsgüter (insbe-
sondere Ausstattungsgegenstände) und 
unbewegliche Wirtschaftsgüter (insbeson-

dere Locations) an, hängt die Eigenschaft 
als - fiktives - Anlagevermögen und damit 
die gewerbesteuerrechtliche Hinzurech-
nung dieser Aufwendungen davon ab,  
ob die GmbH längerfristig dieselben  
oder wiederholt kurzfristig vergleichbare 
Wirtschaftsgüter vorhalten muss, um mit 
diesen - entsprechend einem Produktions-
mittel - immer wieder neue Events organi-
sieren zu können. Werden die betreffenden 
Wirtschaftsgüter dagegen voraussicht-
lich nur für ein einzelnes Event verwen-
det und fehlt es an der Austauschbarkeit 
mit anderen angemieteten beweglichen 
und unbeweglichen Wirtschaftsgütern, 
spricht dies dafür, dass sie in das Produkt  
„Einzelevent“ eingehen und nur dem Um-
laufvermögen zuzuordnen wären. Im letz-
teren Fall scheidet eine gewerbesteuerli-
che Hinzurechnung der Mietaufwendungen 
aus.

Der BFH konnte nicht abschließend ent-
scheiden und hat die Sache an die Vorin-
stanz zurückverwiesen. Diese muss den 
Sachverhalt weiter aufklären. Allerdings 
nennt der BFH folgende weitere Kriterien 
für eine Einordnung der Aufwendungen: Es 
könnte sich beispielsweise ergeben, dass 
die Miete für einige längerfristig oder wie-
derholt kurzfristig angemietete gleicharti-
ge bewegliche Wirtschaftsgüter (wie zum 
Beispiel Bestuhlungen, Beleuchtungs- 
systeme, Tonanlagen, Ausstellungsvitrinen 

oder Cateringausstattungen) sowie für 
gleichartige unbewegliche Wirtschafts-
güter (wie Veranstaltungs- oder Produk-
tionsräume) trotz nur auftragsbezogener 
Anmietung hinzuzurechnen ist, weil diese 
wie Werkzeuge eines Warenfabrikanten 
der Herstellung von Produkten (hier: der 
Events) dienen. Demgegenüber könnten 
angemietete Locations oder Ausstat-
tungsgegenstände gewissermaßen in das 
„Produkt Event“ eingehen, weil sie vor-
aussichtlich nur für einen einzelnen Event 
Verwendung finden und es an der Aus-
tauschbarkeit mit anderen angemieteten 
beweglichen und unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern fehlt.

Umsatzsteuer: Leistungen von Verfah-
rensbeiständen sind steuerfrei 

Um die Interessen eines minderjährigen 
Kindes in einem gerichtlichen Verfahren 
zu wahren, wird vom Gericht ein Verfah-
rensbeistand bestellt, sofern bedeutsame 
Angelegenheiten für das weitere Leben 
des Kindes geregelt werden müssen (§ 158 
FamFG). Im Jahre 2019 hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass die Leistungen 
eines Verfahrensbeistands umsatzsteu-
erfrei sind. Zwar könne die Umsatzsteu-
erfreiheit nicht aus dem deutschen Recht 
(§ 4 Nr. 25 UStG) hergeleitet werden, doch 
sie ergäbe sich aus dem europäischen 
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Recht. Darauf könnten sich Betroffene 
berufen (BFH-Urteil vom 17.7.2019, V R 
27/17). Mit dem Jahressteuergesetz 2020 
wurde in § 4 Nr. 25 Satz 3 UStG ein neuer  
Buchstabe d angefügt, so dass die Leis-
tungen der Verfahrensbeistände jetzt auch 
nach dem deutschem Umsatzsteuerrecht 
befreit sind. Nunmehr hat das Bundesfi-
nanzministerium zu den Auswirkungen der 
Gesetzesänderung Stellung genommen 
(BMF-Schreiben vom 28.4.2023, III C 3 - S 
7183/19/10003 :002). Danach gilt:

Nach § 4 Nr. 25 Satz 3 Buchst. d UStG sind 
Leistungen von der Umsatzsteuer befreit, 
wenn sie von Einrichtungen erbracht wer-
den, die als Verfahrensbeistand nach den 
§§ 158, 174 oder 191 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit zur Wahrnehmung der Interessen 
minderjähriger Kinder in Kindschaftssa-
chen, in Abstammungssachen oder in Ad-
optionssachen bestellt worden sind. Unter 
die Steuerbefreiung fallen sowohl die von 
freiberuflich tätigen Rechtsanwälten, Päd-
agogen sowie Kinder- und Jugendpsycho-
logen erbrachten Beistandsleistungen als 
auch die Leistungen von Mitarbeitern von 
Betreuungsvereinen, die vom Familienge-
richt zum Verfahrensbeistand bestellt wur-
den. Voraussetzung für die Steuerbefreiung 
ist, dass die Preise, die diese Einrichtungen 
verlangen, von den zuständigen Behörden 
genehmigt sind oder die genehmigten 
Preise nicht übersteigen. Bei Umsätzen, für 
die eine Preisgenehmigung nicht vorgese-
hen ist, müssen die verlangten Preise unter 
den Preisen liegen, die der Mehrwertsteuer 
unterliegende gewerbliche Unternehmen 
für entsprechende Umsätze fordern.

Praxistipp:
Die Grundsätze des aktuellen 
BMF-Schreibens sind auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 31.12.2020 
erbracht wurden bzw. erbracht werden. 
Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 
17.7.2019 sind in allen offenen Fällen 
für Umsätze anzuwenden, die bis 
zum 31.12.2020 erbracht wurden. Für 
Umsätze, die vor dem 1.1.2021 erbracht 
wurden, wird es nicht beanstandet, 
wenn der Unternehmer seine Leistun-
gen abweichend von den Grundsätzen 
im genannten BFH-Urteil als umsatz-
steuerpflichtig behandelt hat.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Inflationsausgleichsprämie: Fragen-Ant-
worten-Katalog des BMF erweitert

Arbeitgeber dürfen ihren Mitarbeitern eine 
Inflationsausgleichsprämie gewähren, die 
bis zu einem Betrag von 3.000 Euro steuer- 

und sozialversicherungsfrei bleibt. Voraus-
setzung für die Steuer- und Beitragsfreiheit 
ist, dass die Leistung zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
wird. Die Regelung gilt für Zahlungen, die 
vom 26.10.2022 bis zum 31.12.2024 geleistet 
werden (§ 3 Nr. 11c EStG). Das Bundesfi-
nanzministerium hat einen Fragen-Antwor-
ten-Katalog zur Inflationsausgleichsprämie 
veröffentlicht. Dieser ist auf der Interseite 
des BMF unter folgendem Link abrufbar: 
https://www.bundesfinanzministerium.
de/Content/DE/FAQ/2022-12-07-FAQ-In-
flationsausgleichspraemie.html. Nunmehr 
wurden die FAQs um zwei wichtige Punkte 
erweitert:

Frage: Gilt die Steuerbefreiung auch für 
Arbeitslohn von dritter Seite (zum Beispiel 
von Konzernunternehmen)?
Antwort: Ja. Es wird für die Inanspruchnah-
me der Steuerbefreiung nicht beanstandet, 
wenn die Inflationsausgleichsprämie als 
Arbeitslohn von dritter Seite, zum Beispiel 
durch ein verbundenes Unternehmen im 
Konzern, geleistet wird.

Frage: Sind Leistungen von ausländischen 
Arbeitgebern an ihre im Inland steuer-
pflichtigen Beschäftigten begünstigt? 
Antwort: Ja. Die Steuerbefreiung kommt 
auch dann zur Anwendung, wenn ein im 
Ausland ansässiger Arbeitgeber seinem 
in Deutschland steuerpflichtigen Arbeit-
nehmer eine Inflationsausgleichsprämie 
gewährt, soweit die weiteren Vorausset-
zungen der Steuerbefreiung erfüllt sind. 
Eine steuerliche Auswirkung in Deutsch-
land ergibt sich jedoch nicht, wenn der 
Arbeitslohn nach dem jeweils anzuwen-
denden Doppelbesteuerungsabkommen 
in Deutschland nicht zu versteuern ist. 
Die Steuerbefreiung kommt auch dann zur 
Anwendung, wenn der von einem auslän-
dischen Arbeitgeber gezahlte Arbeitslohn 
nicht dem deutschen Lohnsteuerabzug 
unterliegt, jedoch im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung anzusetzen ist und 
die weiteren Voraussetzungen der Steuer-
befreiung erfüllt sind.

Immobilienbesitzer

Immobilienverkauf: Nutzung durch Vater 
oder Mutter gilt nicht als Eigennutzung

Wer sein Eigenheim verkauft, muss keinen 
Veräußerungsgewinn („Spekulationsge-
winn“) versteuern, selbst wenn zwischen 
Erwerb und Verkauf nicht mehr als zehn 
Jahre liegen. Voraussetzung ist aber, dass 
die Immobilie zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wurde. Es ist in der Rechtsprechung 
anerkannt, dass die unentgeltliche Über-
lassung einer Wohnung an ein unterhalts-
berechtigtes Kind noch als Eigennutzung 
der Eltern gilt, wenn die Eltern für ihr Kind 

noch Kindergeld oder den Kinderfreibetrag 
erhalten (BFH-Urteil vom 24.5.2022, IX R 
28/21). Kürzlich hat das Finanzgericht Düs-
seldorf entschieden, dass die Überlassung 
einer Wohnung an einen unterhaltsberech-
tigten Elternteil aber nicht als Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken im Sinne des § 23 
EStG gilt und der Verkauf der Immobilie 
innerhalb der zehnjährigen „Spekulations-
frist“ steuerpflichtig ist (FG Düsseldorf, Ur-
teil vom 2.2.2023, 14 K 1525/19 E,F). 

Der Sachverhalt: Die Kläger (Eheleute) er-
warben im Jahr 2009 eine Eigentumswoh-
nung, die sie unentgeltlich an die Mutter 
der Klägerin überließen. Nach dem Tod 
der Mutter im Jahr 2016 verkauften die 
Kläger die Wohnung. Das Finanzamt be-
rücksichtigte einen Gewinn aus privaten 
Veräußerungsgeschäften nach § 23 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 EStG aufgrund des Verkaufs 
der Wohnung. Es war der Ansicht, dass 
die Überlassung an die Mutter/Schwie-
germutter anders als eine Überlassung 
an unterhaltsberechtigte Kinder keine 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken nach  
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG darstelle. 
Der Verkauf sei daher steuerpflichtig. Da-
gegen trugen die Eheleute unter anderem 
vor, eine Differenzierung zwischen unter-
haltsberechtigten Kindern und anderen 
zivilrechtlich unterhaltsberechtigten Per-
sonen sei widersprüchlich. Doch mit dieser 
Argumentation vermochten sie weder das 
Finanzamt noch das Finanzgericht zu über-
zeugen. Nach Ansicht des FG Düsseldorf ist 
die Differenzierung zwischen einer Über-
lassung an unterhaltsberechtigte Kinder 
und Eltern dadurch gerechtfertigt, dass bei 
Kindern typisierend eine Unterhaltspflicht 
und das Entstehen von Aufwendungen für 
die Eltern anzunehmen sei. Dagegen sei bei 
anderen unterhaltsberechtigten Angehöri-
gen eine Einzelfallprüfung erforderlich.
 

Praxistipp:
Die Kläger hatten in den Vorjahren 
keine Unterhaltsleistungen an die Mut-
ter/Schwiegermutter geltend gemacht 
(§ 33a EStG). Ob das Finanzgericht 
anders entschieden hätte, wenn deren 
Bedürftigkeit tatsächlich dargelegt 
worden wäre, ist nicht erkennbar. Es 
wurde aber die Revision zugelassen. 
Bei Redaktionsschluss war noch nicht 
bekannt, ob diese eingelegt wurde.

Immobilienverkauf: Kaufpreiszahlung 
in Raten kann hohe Zinseinkünfte 
auslösen

Wer eine Immobilie veräußert und für den 
Kaufpreis eine unverzinsliche Ratenzah-
lung gestattet, sollte beachten, dass das 
Finanzamt den Kaufpreis in einen Kapi-
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tal- und einen Zinsanteil aufteilt, sofern 
die Laufzeit dieser Stundung mehr als ein 
Jahr beträgt. Der Zinsanteil wird mit einem 
Zinsfuß von 5,5 Prozent berücksichtigt 
und führt beim Veräußerer zu Einkünften 
aus Kapitalvermögen. Das heißt: Selbst 
wenn die Vertragsparteien bewusst da-
von ausgehen, dass der Kaufpreis zinslos 
gestundet wird, unterstellt der Fiskus den 
Zufluss von fiktiven Zinseinnahmen. Diese 
muss der Veräußerer entweder zu seinem 
individuellen Steuersatz oder mit dem 
Abgeltungssteuersatz von 25 Prozent ver-
steuern. Das Finanzgericht Köln hat diese 
Auffassung jüngst bestätigt: Zinsen aus der 
Abzinsung eines ratierlich gezahlten Kauf-
preises sind als Einkünfte aus Kapitalver-
mögen zu versteuern (FG Köln, Urteil vom 
27.10.2022, 7 K 2233/20). Der Sachverhalt: 
Die Kläger haben eine vermietete Immobi-
lie an Sohn und Schwiegertochter verkauft. 
Der Kaufpreis war in 258 monatlichen Ra-
ten zu zahlen. Zudem war eine Wertsiche-
rungsklausel vereinbart, wonach sich die 
Raten entsprechend des Verbraucherinde-
xes erhöhen oder vermindern sollten. Das 
Finanzamt zerlegte den Kaufpreis in einen 
Kapital- und einen Zinsanteil. Der Zinsan-
teil sei gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG als Ein-
nahmen aus Kapitalvermögen zu erfassen 
und wurde der Abgeltungssteuer von 25 
Prozent unterworfen. Bei der Bestimmung 
des Zinsanteils wurde von einem Zinsfuß 
von 5,5 Prozent ausgegangen. Zur Begrün-
dung führte das Finanzamt aus, dass die 
geleisteten Zahlungen (Kaufpreisraten) in 
einen Tilgungsanteil (Kapitalanteil) und in 
einen Zinsanteil zu zerlegen seien, da ein 
zum Privatvermögen gehörendes Grund-
stück veräußert und die Kaufpreisforde-
rung langfristig - länger als ein Jahr - bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt gestundet 
worden sei. Die Stundung enthalte einen 
darlehnsähnlichen Charakter, so dass sie 
einen Zinsanteil enthalte. Dies gelte auch 
dann, wenn die Vertragsparteien keine 
Zinsen vereinbart oder sogar ausdrücklich 
ausgeschlossen hätten. 

Die Finanzrichter teilen die Auffassung des 
Finanzamts. Die Gestattung einer lang-
fristiger Ratenzahlung zur Tilgung einer 
Schuld stelle eine Kreditgewährung durch 
den Gläubiger dar. Daran ändere auch die 
Vereinbarung einer Wertsicherungsklausel 
nichts. Ihre Grundlage finde diese Auffas-
sung in § 12 Abs.3 BewG, wonach unverz-
insliche Forderungen, deren Laufzeit mehr 
als ein Jahr beträgt und die zu einem be-
stimmten Zeitpunkt fällig sind, abzuzinsen, 
das heißt in einen Kapital- und einen Zin-
santeil aufzuteilen sind. Bei der Berech-
nung des Zinsanteils seien die nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 BewG i.V.m. Anlage 9a zu be-
stimmenden Barwerte zu Beginn und zum 
Ende des Streitjahres unter Zugrundele-
gung finanzmathematischer Grundsätze 
basierend auf einem Zinsfuß von 5,5 Pro-

zent zu ermitteln, sofern die Vertragspart-
ner nicht einen höheren Rechnungszinsfuß 
vereinbart haben.

Praxistipp:
Gegen das Urteil wurde die Revision 
zugelassen und auch eingelegt. Das Az. 
beim Bundesfinanzhof lautet VIII R 1/23. 
Übrigens hatte das FG des Saarlandes 
mit Urteil vom 15.4.2010 (1 K 1237/05) 
eine andere Auffassung vertreten und 
einer Wertsicherungsklausel durchaus 
einen Zinscharakter zugewiesen, so 
dass in einem solchen Fall keine „zins-
lose“ Darlehensgewährung gegeben 
war. Daher wird spannend sein, wie 
der BFH entscheiden wird. Unabhängig 
davon muss der BFH die Frage, ob ein 
fiktiver Zinssatz von 5,5 Prozent noch 
verfassungsgemäß ist, ohnehin in 
einem anderen Verfahren entscheiden  
(Az. II R 8/22). Der Vollständigkeit 
halber sei darauf hingewiesen, dass 
der fiktive Zinsanteil bei den Erwerbern 
sofort als Werbungskosten abziehbar 
ist, wenn die Immobilie zur Einkünf-
teerzielung genutzt wird.

Photovoltaikanlage: Vorsteuerabzug aus 
Reparaturkosten für Hausdach

Wird aufgrund der unsachgemäßen Monta-
ge einer unternehmerisch genutzten Pho-
tovoltaikanlage das Dach eines eigenen 
Wohnzwecken dienenden Hauses beschä-
digt, steht dem Unternehmer für die zur 
Beseitigung des Schadens notwendigen 
Zimmerer- und Dachdeckerarbeiten der 
Vorsteuerabzug zu - so lautet ein Urteil 
des Bundesfinanzhofs vom 7.12.2022 (XI R 
16/21).

Der Sachverhalt: Der Kläger installierte 
im Jahr 2009 eine Photovoltaikanlage auf 
dem Dach seines privat genutzten Hauses. 
Er lieferte den von der PV-Anlage erzeug-
ten Strom umsatzsteuerpflichtig an den 
zuständigen Netzbetreiber, ordnete die 
PV-Anlage rechtzeitig vollständig einem 
Unternehmen zu und nahm den vollen 
Vorsteuerabzug für die PV-Anlage in An-
spruch. Im Jahr 2019 wurden Schäden am 
Dach festgestellt. Unzweifelhaft waren die-
se durch eine unsachgemäße Montage der 
Anlage entstanden. Zivilrechtliche Ansprü-
che gegen die Montagefirma der PV-Anlage 
waren allerdings verjährt. Der Eigentümer 
ließ das Dach auf eigene Kosten reparie-
ren und begehrte den vollen Vorsteuer-
abzug aus den Reparaturkosten, weil der 
Schaden nur durch die unternehmerische 
Nutzung des Dachs (durch die PV-Anlage) 
entstanden sei. Das Finanzamt versagte 
den begehrten Vorsteuerabzug jedoch. 
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Es stellte nicht auf den „wirtschaftlichen 
Gehalt“ der Dachreparatur ab, sondern be-
zog sich allein darauf, dass das Dach den 
privaten Wohnraum bedecke. Mithin habe 
die Dachreparatur den privaten Bereich 
betroffen und sei umsatzsteuerrechtlich 
ohne Belang. Die hiergegen gerichtete Kla-
ge war zunächst erfolglos, doch der BFH 
hat der Revision stattgegeben und den 
Vorsteuerabzug für die Reparaturkosten 
zugelassen. Maßgebend für den Vorsteu-
erabzug sei nicht nur die Verwendung der 
erworbenen Gegenstände und Dienstleis-
tungen, sondern auch der „ausschließliche 
Entstehungsgrund des Eingangsumsatzes“. 
Die Reparaturkosten im Zusammenhang 
mit der unternehmerisch genutzten PV-An-
lage seien aufgewendet worden, um an-
schließend (weiter) Umsätze zu erzielen. 
Sie seien damit Teil der Kostenelemente 
für den Betrieb der Anlage. Voraussetzung 
ist aber, dass die Reparatur nur in dem er-
forderlichen Umfang erfolgt ist.

Praxistipp:
Der Fall betraf das Jahr 2019 und
folglich haben die Handwerker die
Dachreparatur mit Umsatzsteuer 
abgerechnet. Würde man den Fall 
ins Jahr 2023 verlagern, hätte für 
die Reparatur des Daches allerdings  
auch die Umsatzsteuer ausgewiesen  
werden müssen. Etwas anderes würde 
indes gelten, wenn es sich bei der 
„Reparatur“ um die (nachträgliche)  
Lieferung bzw. Installation wesentlicher 
Komponenten der PV-Anlage und deren 
Ersatzteile handeln würde. Dann käme 
ab dem 1.1.2023 der Nullsteuersatz 
zur Anwendung, sofern die übrigen 
Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 Nr. 1 
UStG erfüllt sind (Abschnitt 12.18 Abs. 8 
UStAE). Voraussetzung ist danach ins-
besondere der Betrieb der Anlage auf 
oder in der Nähe von Privatwohnungen. 

 Rentner und Pensionäre

Aufgeschobener Rentenbeginn: Welcher 
Besteuerungsanteil gilt?

Viele Bürger sehnen den Renteneintritt 
herbei und möchten ihre Rente so früh wie 
möglich beziehen. Es gibt allerdings auch 
Personen, die noch etwas länger arbeiten 
und die Rente erst später in Anspruch neh-
men möchten. In diesen Fällen stellt sich 
die Frage, welchem Besteuerungsanteil die 
jeweilige Rente unterliegt. Antwort: Nach 
derzeitiger Auffassung ist der Besteue-
rungsanteil bei einem späteren Rentenbe-
zug höher als bei einem frühzeitigen Ren-
teneintritt, da der maßgebende § 22 EStG 
nicht auf das Renteneintrittsalter, sondern 
auf das Kalenderjahr des Rentenbeginns 
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abstellt. Das heißt, der Besteuerungsanteil 
beträgt bei einem Rentenbeginn im Jahre 
2022 „nur“ 82 Prozent, während er sich bei 
einem Rentenbeginn im Jahre 2023 auf 83 
Prozent erhöht. Der Bundesfinanzhof hat 
entschieden, dass der steuerlich maßge-
bende „Rentenbeginn“ immer das Jahr der 
tatsächlichen Bewilligung ist, auch wenn 
bereits früher ein Rentenanspruch besteht 
und dieser auf Antrag des Berechtigten 
hinausgeschoben wird (BFH-Urteil vom 
31.8.2022, X R 29/20). Doch gegen das Urteil 
des BFH ist Verfassungsbeschwerde erho-
ben worden. Das Verfahren ist beim Bun-
desverfassungsgericht unter dem Az. 2 BvR 
2212/22 anhängig. 

Alle Steuerzahler

Haushaltsnahe Dienste: Hausnotrufsys-
tem bei allein lebenden Senioren

Aufwendungen für haushaltsnahe Dienst-
leistungen sind mit 20 Prozent, höchstens 
4.000 Euro im Jahr, von der Steuerschuld 
abziehbar (§ 35a Abs. 2 EStG). Steuerbe-
günstigt sind auch die Kosten für ein Haus-
notrufsystem, falls die Rufbereitschaft im 
Rahmen des „Betreuten Wohnens“ in einer 
Seniorenwohneinrichtung erfolgt. Die Kos-
ten, die üblicherweise in der Betreuungs-
pauschale enthalten sind, können somit zu 
20 Prozent direkt von der Steuerschuld ab-
gezogen werden (BFH-Urteil vom 28.1.2016, 
VI R 18/14). Die Kosten für ein Hausnot-
rufsystem außerhalb des „Betreuten Woh-
nens“ werden von der Finanzverwaltung 
hingegen nicht zum Abzug zugelassen.  
Der Bundesfinanzhof hat diese Auffassung 
bestätigt: Die Steuerermäßigung nach § 35a 
Abs. 2 für ein Hausnotrufsystem kann nicht 
in Anspruch genommen werden, wenn 
dieses im Notfall lediglich den Kontakt zu 
einer 24-Stunden-Servicezentrale herstellt 
(BFH-Urteil vom 15.2.2023, VI R 7/21).

Der Sachverhalt: Die im Jahr 1933 geborene 
Klägerin lebte allein im eigenen Haushalt 

und nahm ein Hausnotrufsystem in An-
spruch. Sie erhielt vom Anbieter ein Gerät, 
mit dem sie sich im Notfall per Knopfdruck 
an eine 24-Stunden-Service-Zentrale wen-
den konnte. Das Finanzamt erkannte die 
Kosten hierfür nicht an, weil die Dienstleis-
tung nicht im Haushalt der Rentnerin er-
folge. Das Finanzgericht gab der Klage zwar 
statt, doch der BFH sieht dies anders. Die 
Steuerermäßigung nach § 35a EStG könne 
nur für haushaltsnahe Dienstleistungen in 
Anspruch genommen werden, die im Haus-
halt des Steuerpflichtigen erbracht wür-
den. An letzterer Voraussetzung fehle es 
vorliegend. Denn die Klägerin zahle im We-
sentlichen für die vom Anbieter des Haus-
notrufsystems eingerichtete Rufbereit-
schaft sowie für die Entgegennahme eines 
eventuellen Notrufs. Die Rufbereitschaft 
und die Entgegennahme von eingehenden 
Notrufen in der Servicezentrale sowie ge-
gebenenfalls die Verständigung Dritter, da-
mit diese vor Ort Hilfe leisten, erfolge je-
doch außerhalb der Wohnung der Klägerin 
und damit nicht in deren Haushalt.

Praxistipp:
Der BFH weist ausdrücklich darauf hin, 
dass er sich von der erstgenannten Ent-
scheidung aus dem Jahre 2016 abgrenzt. 
Dort erfolgte der Notruf über einen 
so genannten Piepser unmittelbar 
an eine Pflegekraft, die sodann auch 
die erforderliche Notfall-Soforthilfe 
übernahm (Quelle: Mitteilung des BFH 
vom 4.5.2023). Das heißt, dass im Fall 
des „Betreuten Wohnens“ ein Abzug 
der Kosten für ein Hausnotrufsystem 
möglich bleibt.

Erbschaftsteuer: Erbfallkosten-Pauscha-
le ohne tatsächliche Kosten

Die Bemessungsgrundlage für die Erb-
schaftsteuer darf um die so genannte 
Erbfallkosten-Pauschale von 10.300 Euro 

gemindert werden (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 
2 ErbStG). Sie wird unter anderem für die 
Kosten der Bestattung des Erblassers, für 
die Kosten eines angemessenes Grabdenk-
mals und für die Kosten der üblichen Grab-
pflege gewährt. Jüngst hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass der Abzug des 
Pauschbetrags nicht einmal den Nachweis 
voraussetzt, dass überhaupt Kosten ange-
fallen sind (BFH-Urteil vom 1.2.2023, II R 
3/20). 

Die Klägerin ist Nacherbin ihrer verstor-
benen Tante. Vorerbe war deren Ehemann, 
der nur wenige Monate nach seiner Frau 
verstorben ist. Mit der Erbschaftsteuer-
erklärung beantragte die Klägerin die Be-
rücksichtigung der Erbfallkosten-Pauscha-
le in Höhe von 10.300 Euro. Nachweisen 
konnte sie indes nur Kosten von 40 Euro 
für die Erteilung des Erbscheins und die 
Testamentseröffnung. Die Beerdigungs-
kosten wies sie nicht nach. Das Finanzamt 
berücksichtigte die Erbfallkosten-Pauscha-
le nicht. Allenfalls könnten die nachge-
wiesenen 40 Euro berücksichtigt werden. 
Doch der BFH pflichtet der Klägerin bei. 
Zunächst weist er darauf hin, dass es der 
Gewährung des Pauschbetrages nicht ent-
gegensteht, dass die Klägerin nur Nacher-
bin war. Dann stellt der BFH fest, dass der 
Abzug des Pauschbetrags nicht einmal den 
Nachweis voraussetzt, dass zumindest 
dem Grunde nach tatsächlich Kosten an-
gefallen sind, die der Pauschbetrag erfasst. 
Das Gesetz gehe davon aus, dass mit dem 
Erbanfall typischerweise entsprechende 
Kosten entstehen. 

Praxistipp:
Sofern höhere Kosten als die Erbfall-
kosten-Pauschale angefallen sind, 
können diese geltend gemacht wer-
den, doch dann sind sie im Einzelnen 
nachzuweisen. Um Missverständnisse 
zu vermeiden: Mehrere Erben können 
die Pauschale für einen einzigen Erb-
fall insgesamt nur einmal erhalten.
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